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1 Einfihrung

1.1 Anlass, Ziel der Planaufstellung

Die Gemeinde lhringen ist bestrebt, die Wohnraumsituation, gerade auch fiir junge Familien, in der
Gemeinde zu verbessern und neue Wohnbauflache zur Verfigung zu stellen. In den gewachsenen
Strukturen des Gemeindegebiets ist es nicht in ausreichendem MalRR mdglich, Wohnbebauung
nachzuverdichten bzw. neue Wohnflachen zu entwickeln.

Hierfur wurden im Rahmen der Erstellung des FNP zusammenhangende, neue Flachen untersucht
und als Wohnbauflachen ausgewiesen. Die zunachst vorgesehenen Flachen im Bereich ,Breul”
konnten nicht weiterentwickelt werden, da hier der La&rmschutz aus gewerblich-industriellen Anlagen
fur die neuen baulichen Anlagen nicht gewahrleistet werden konnte. In der Abwéagung wurde daher
beschlossen, die Entwicklung dieses nah am Bahnhof gelegenen Gebiets aufzugeben.

Auf der Suche nach alternativen Flachen wurden in der Folge die Bereiche ,AuRerer Breul II*, ,Kai-
bengasse” und ,Teilbereich Westengarten“ im Westen der Gemeinde ausgewahlt. Diese wurden
ebenfalls im Rahmen der Erstellung des FNP untersucht und ,Steckbriefe fur die weitere Abwa-
gung angelegt.

Das Gebiet liegt ca. 500m vom Ortszentrum und Bahnhof entfernt ist somit gut an die vorhandene
Infrastruktur mit Geschéaften und 6ffentlichen Einrichtungen (Schule, Rathaus, Kindergarten) ange-

bunden.



Gemeinde lhringen a. Kaiserstuhl Stand: 20.05.2019

Bebauungsplan ,Kaibengasse* Fassung: Satzungsbeschluss
Begriindung Seite 4 von 17
1.2 Lage Planungsgebiet und Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt am westlichen Ortsrand der Gemeinde lhringen (Gemarkung lhringen) und ist
tiber die Post- und die BreulstraRe mit dem Ortszentrum verbunden. Ostlich grenzt das Gebiet an
die bisherige Ortsrandbebauung entlang der Winklerbergstral3e, ndrdlich liegen die Bereiche des
Feuerwehrhauses, des evangelischen Kindergartens ,Arche” sowie der zukinftigen Flachen des
Seniorenzentrums Westengarten. Im Stiden und Westen wird das Planungsgebiet eingefasst durch
teilweise intensiv bewirtschaftete Obstbaum- und Ackerflachen auf kleinteiligen Parzellen.
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Geltungsbereich B-Plan ,Kaibengasse* Teilbereiche / Gewanne Bereich ,Kaibengasse*

Fur den Bebauungsplan ,Kaibengasse* werden die 3 Gewanne ,AuRerer Breul II*, ,Kaibengasse*
und ,Teilbereich Westengarten zusammengefasst. Er umfasst die folgenden Flursticknummern:
LAuBerer Breul“: Flst. Nr. 9198, 9199, 9200, 9201, 9202, 9203, 9204, 9205, 9206, 9207, 9208,
9209, 9210, 9211, 9212

.Kaibengasse®, ,Teilbereich Westengarten“: Fist. Nr. 9175, 9176, 9178, 9179, 9180, ?, 9182, 9183,
9184, 9185, 9186, 9187, 9188, 9188/1, 9189, 9190, 9191, 9193/1, 9194/1, 9195/1, 9196, 9197
StralBen: PoststralBe Flst. Nr. 12548, Breulstral3e Flst. Nr. 12551
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1.3

1.4
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1.6

Das Plangebiet grenzt an die folgenden, rechtskraftigen Bebauungsplane an:
- noérdlich: B-Plan ,Seniorenzentrum Westengarten*
- nordlich/ostlich: ,AuRerer Breul®
- sudlich/éstlich: ,,Grof3-Breul II*

Uberlagerungen mit anderen Bebauungspléanen liegen nicht vor.

Bestehende Nutzungen

Der Planungsbereich ist gekennzeichnet durch eine kleinteilige, z.T. intensive landwirtschaftliche

Nutzung von Obst- und Ackerbau.

Topographie

Das Gebiet kann mit seinen Hohen zwischen ca. 192.04 mNN und 194.30 mNN angesichts seiner
Ausdehnung als nahezu eben betrachtet werden, das Gefélle erstreckt sich vom FuRR des Kaiser-
stuhls nach Westen in Richtung des Rheins. Im Bereich der Feuerwehr und des Kindergartens so-
wie entlang der jetzigen Ortsrandbebauung im Bereich B-Plan ,AuRerer Breul* ist das Gelande auf-
geschuttet und durch eine Béschung vom Planungsareal abgesetzt. Dies war fir die Héhenlage der
Kanalarbeiten notwendig um an das bestehende Kanalnetz anschlieRen zu kénnen. Es ist aktuell

gekennzeichnet durch eine kleinteilige, landwirtschaftliche Nutzung.

Altlasten

Im norddéstlichen Bereich des Planungsgebiets verlauft ein Teil des sogenannten ,Panzergrabens*.
Auf der Grundlage der bisher vorliegenden Untersuchungen konnten keine Anhaltspunkte zu mogli-
chen altlastenrelevanten Verunreinigungen im Bereich des Bodens festgestellt werden. (nach Gut-

achten noch Uberarbeiten)

Einwirkungen auf das Planungsgebiet aus bestehenden Nutzungen

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an die Flachen der Freiwilligen Feuerwehr lhringen, des Kinder-
gartens sowie des Vereinsheims des Musikvereins. In der Nachbarschaft soll ein Bolz- und Spiel-

platz entstehen. Bei den bereits seit langerem bestehenden und integrierten Nutzungen ist mit wi-

derkehrenden Larmeinwirkungen zu rechnen.

Der Kindergarten kann ist als Larmquelle nicht zu betrachten, da diese gemaR der gultigen Recht-
sprechung als sozialadaquat anzusehen ist. Fiur die Inbetriebnahme des inzwischen verkleinerten

Bolz- und Spielplatzes wurden auf der Grundlage eines Gutachtens zwischenzeitlich Regelungen

zur Nutzungsdauer erstellt.
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2.2

2.3

Planungsrechtliche Situation

Verfahren

Das Bebauungsplanverfahren wird im Regelverfahren mit einer Offentlichkeits- und Behdrdenanho-
rung in 2 Stufen durchgefiihrt. Es wurde eine Umweltprifung durchgefihrt.

Zu Beginn des Verfahrens wird parallel zur Frilhzeitigen Beteiligung von Offentlichkeit und Behér-
den ein Scoping durchgefiihrt, um den Rahmen fiir die Umweltprifung festzulegen und Grinord-
nungsplan und Umweltbericht zu erstellen.

Die Ergebnisse aus der ersten Stufe aus Offentlichkeits- und Behérdenanhérung wurden abgewagt
und in der Folge in die Planung aufgenommen und verarbeitet. Diese Planung ging in die Offenlage,
in welcher den Behérden und der Offentlichkeit fiir die Dauer von einem Monat erneut die Gelegen-
heit zur Stellungnahme gegeben wurde. Die eingegangenen Stellungnahmen werden erneut abge-
wagt und in die Planung eingearbeitet. Dieser Planungsstand wird dann als Satzung der Gemeinde

Ihringen beschlossen.

Verfahrensstand

23.07.2013  Aufstellungsbeschluss

15.07.2013  Wiederholung Aufstellungsbeschluss
Beschluss zur Frithzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit, der Behérden und der
sonstigen Trager Offentlicher Belange, Beschluss zum Scoping

30.08.2013 - Frihzeitige Burgerbeteiligung und Anhdérung der Trager 6ffentlicher Belange durch

01.10.2013  Auslegung

13.06.2016  Abwagung der Ergebnisse der friihzeitigen Birgerbeteiligung und Offenlagebe-
schluss

01.08.2016 - Offenlage

02.09.2016

05.12.2016  Abwagung der Ergebnisse aus der Offenlage und Satzungsbeschluss

25.06.2018  Anderungsbeschluss

20.05.2019  Aufhebungsbeschluss fiir Anderungsbeschluss vom 25.06.2018

20.05.2019 Beschluss zur Inkraftsetzung des Satzungsbeschlusses vom 05.12.2016

05.06.2019  Ortsubliche Bekanntmachung

Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan FNP

Im derzeit glltigen Flachennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Breisach-Merdingen-
Ihringen (gultig seit 28.06.2007) ist das Plangebiet als Wohnbauflache ausgewiesen. Der Bebau-
ungsplan kann fir die WA-Bereiche daher als aus dem Flachennutzungsplan entwickelt gelten.

Im Bereich der Sondernutzungs-/Gemeinbedarfsflache entspricht die vorgesehene Planung nicht
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der urspriinglichen Vorgabe des FNP zur Entwicklung eines Wohngebiets. Es ist hier die Planungs-
absicht der Gemeinde lhringen, die bestehende und gut angenommene Pflege- und Betreuungsein-
richtung zu starken. Die Planung nimmt daher die Struktur des FNP auf und fiihrt diese in geringem
Umfang auf einer kleinen Sondernutzungslache weiter. Im Norden und im Siiden grenzen wie im
FNP Wohngebiete an, die Erweiterungsflache soll der bereits existierenden Pflege- und Betreu-
ungseinrichtung "Haus am Weingarten" dienen. Im Westen grenzt die Flache an den Aul3enbereich
an. Das Vorhaben verfugt Uber die gemeindliche Anerkennung und stellt eine sinnvolle Starkung
der bestehenden Situation dar. Durch die Ubernahme der stadtebaulichen Kennwerte der beste-

henden Gebaude wird die bisher gegebene Gebietsvertraglichkeit zum WA-Gebiet sichergestellt

und weitergefihrt.
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Ausschnitt Flachennutzungsplan, Bereich B-Plan ,Kaibengasse” im roten Rahmen, ohne Mal3stab

Fachplanungen

Bodengutachten Planungsbiiro Taberg / 28.06.2013: Fir das Bodengutachten wurden Untersu-
chungen durchgefiihrt zu den Themen Bodenaufbau, Bodenmechanik, Grundwasserverhaltnisse
sowie zur Versickerungsféahigkeit der Bodenschichten. Es wurden allgemeine Empfehlungen aufge-
zeigt zur Grindung und zur Abdichtung von Geb&ude, zu Erdbebenlasten, zum Bau von Erschlie-
BungsstralRen und zur Wiederverwendung von ausgehobenem Bodenmaterial.

Weiterhin hat das IB Taberg zu Altlastenverdachten im Bereich des Panzergrabens auf der Grund-
lage eines bereits vorliegenden Gutachtens als auch eigener Untersuchungen Aussagen im Rah-

men der Abwéagung getroffen.
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3.1

3.2

3.3

3.4

Inhalte des Bebauungsplans

Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 88 1-15 BauNVO)

Das Plangebiet ist als Wohnbauflache und Gemeinbedarfsflache festgesetzt. In den Bereichen mit
WA-Nutzung sind die Wohnnutzungen gemaf § 4 BauNVO zugelassen.

Die Gemeinbedarfsflachen sollen Flachen fir eine Erweiterung des Planungsgebiets "Seniorenzent-
rums Westengarten” vorhalten. Die Festlegungen sollen nach Zweck und Art der baulichen Nutzung
sowie des MalRes der baulichen Nutzung eine Fortfihrung des stadtebaulichen Rahmens aus dem
Bebauungsplan ,,Seniorenzentrum-Westengarten“ darstellen. Es sind hier alle Einrichtungen zuge-
lassen, welche fur den Betrieb eines Pflegezentrums notwendig sind. So z.B. Pflegeplatze, Tages-
pflege, Hospiz- und Demenzstation, Wohnungen fiir Pflege- und Technikpersonal, Wohnungen fur
Betreutes Wohnen oder Menschen mit Behinderung oder altere Menschen, die auf Hilfe in ihren

Tagesablaufen angewiesen sind.

Ausschluss oder Einschrankung allgemein zulassiger Nutzungen (8 1 (5) BauNVO)

Die Ortsrandausbildung soll Gberwiegend den Charakter einer Wohnbebauung erhalten. Aus die-
sem Grund sind die nach den gemaR § 4 (2) BauNVO zuléssigen Nutzungen die Nr. 2 (der Versor-
gung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stérende Hand-
werksbetriebe) ausgeschlossen. Eine gute Anbindung an das Kerngebiet der Gemeinde Ihringen
mit seinen Versorgungseinrichtungen, welche auch unmittelbar dem Planungsgebiet dienen, ist

Uber die Post- und BreulstralRe sichergestellt.

Ausschluss ausnahmsweise zulassiger Nutzungen (8 1 (6) BauNVO)

Um den Charakter der Wohnbebauung am Ortsrand zu erhalten werden ebenso sind die nach § 4
(3) BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen der Nrn. 4, 5 (Gartenbaubetriebe, Tankstellen)
ausgeschlossen. Bei diesen ist aufgrund der einseitig orientierten, langen Anbindung tber die
Breul- und Poststral3e mit erheblichen Lieferverkehren (mit LKW) sowie Anfahrtsverkehren zu rech-
nen. Weiterhin haben diese Betriebe einen Flachenbedarf, welcher in den wirtschaftlich notwendi-

gen GréRenordnungen nicht abgedeckt werden kann.

Maf der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 8§88 16 — 21a BauNVO)

Die WA-Bereiche im neuen Plangebiet sollen in Bezug auf die Dichte, die Kubaturen und die Voll-

geschosszahlen die bisherige Ortsrandbebauung im Bereich der Bebauungsplane ,AulRerer Breul*
und ,GroR-Breul II* erganzen und deren MaRstablichkeit ibernehmen. Hierfiir werden in den Uber-
gangen die Kubaturen und die Vollgeschosszahlen an die bestehende Bebauung angepasst.

Es sind eine GRZ von 0.4 und eine GFZ von 0.4 - 0.8 sowie 1 bis max. 2 Vollgeschosse zugelas-

sen. Fir eine gute Ausnutzung der Baufenster sind Attikageschosse zugelassen, solange diese
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nicht als Vollgeschoss nach LBO ausgebildet werden.

Im zur Bestandsbebauung angrenzenden Bereich entlang der WinklerbergstraRe sowie zu den Frei-
flachen im Siden und Westen des Planungsgebiets ist bei den Hausern nur ein Vollgeschoss zuge-
lassen. Auf diese Weise wird durch maRvolle Ubergange zum Bestand sowie zur offenen Land-
schaft der bisherige Ortsrandcharakter gewabhrt.

Fur die Gemeinbedarfsflachen werden die Regelungen aus dem angrenzenden Bebauungsplan
~Seniorenzentrum-Westengarten“ ibernommen. Sie ermdglichen so eine gute Ausnutzung der Fla-
chen, die baulichen Anlagen kénnen unter den gleichen planungsrechtlichen Rahmenbedingungen
erweitert werden.

Es sind eine GRZ von 0.6 und eine GFZ von 1.2 sowie max. 2 Vollgeschosse zugelassen. Fur eine
gute Ausnutzung der Baufenster sind Attikageschosse zugelassen, solange diese nicht als Vollge-

schoss nach LBO ausgebildet werden.

Hbhe der baulichen Anlagen (8 9 Abs. 3 BauGB, § 18 BauNVO, § 74 LBO)

Im WA-Gebiet werden keine Vorgaben zu Dachformen, sondern nur zur Hoéhen gemacht. So wer-
den bei Hausern mit geneigten Dachern und 2 Vollgeschossen die maximalen Traufhéhen im Be-
reich 7.35m - 7.95m und die max. Firsthéhen mit 12.95m - 14.20m vorgegeben. Bei Hausern mit
geneigten Dachern und 1 Vollgeschoss werden die maximalen Traufhdhen im Bereich 4.50m —
5.30m und die max. Firsthhen mit 10.75m - 11.45m vorgegeben. Auf diese Weise kann fir die
StraRenziige eine zusammenhangende Hohenentwicklung gewahrleistet werden.

Bei Gebauden mit Flachdachern werden die Wand- und Gebaudehdhen definiert. Die Wandhdhen
bei Gebauden mit 2 Vollgeschossen durfen maximal 7.75m — 8.35m, die Gebaudehéhen dirfen
maximal 9.85m — 10.45m betragen. Die Wandhdhen bei Gebauden mit 1 Vollgeschoss dirfen ma-
ximal 4.90m — 5.60m, die Gebdudehdhen durfen maximal 7.00m — 7.70m betragen. Auf diese Wei-
se kann fiur die StraRenziige auch bei Hausern mit Flachdachern eine zusammenhangende Héhen-
entwicklung gewahrleistet werden.

Fur die Gemeinbedarfsflache werden zur Erreichung eines homogenen Erscheinungsbildes die
Male aus dem Bebauungsplan ,Seniorenzentrum-Westengarten“ tlbernommen. Hier gelten eine
Traufhdéhe von 8.00 m und eine maximale Geb&audehdhe von 10.50 m. Als oberer Bezugspunkt gilt
der hochste Punkt der Dachflache. Hier werden die

In der Gemeinbedarfsflache durfen technisch bedingte Aufbauten, wie Aufzugsuberfahrten, Luf-
tungsanlagen o.a. die max. Gebaudehdhe um bis zu 1.50m Uberschreiten. Da es sich nur um ein-
zelne Bauteile handelt, die nicht die Gesamtflache des Dachs einnehmen, ist diese Uberschreitung
als akzeptabel anzusehen.

Bezugshohe ist jeweils die Oberkante Belag in der Mitte der zugeordneten Stral3e, gemessen in der
Mitte der stralRenzugewandten Gebaudefassade. Bei Gebauden im Bereich von Straf3enein-

mundungen und / oder Kurven ist jeweils ein Hohenbezugspunkt als Symbol zugeordnet.
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3.8

3.9

Bauweise (8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

Es wird fur die WA-Nutzungsbereiche gemaf § 22 Abs. 4 BauNVO eine offene Bauweise festge-
legt. Die Dichten aus dem Bestand werden hier fortgefuhrt.

Es sind allgemein nur Einzelhduser und Einzel- oder Doppelhauser zuldssig. Die Errichtung von
Hausgruppen ist nicht zulassig. Dies erméglicht, das Erscheinungsbild des Ortsrandes fortzufiihren
Fur die Gemeinbedarfsflache wird allgemein gemaR § 22 Abs. 1 BauNVO die offene Bauweise fest-
gelegt. Auf diese Weise kdnnen mafRstabsgerechte Uberginge zur Umgebungsbebauung geschaf-

fen werden.
Uberbaubare Grundsticksflachen (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)

Fur das Plangebiet sind die Giberbaubaren Flachen durch Baugrenzen festgesetzt. Dies gilt auch fir
die dargestellten Stellplatze, Garagen und Carports. Auf diese Weise wird gesichert, dass zusam-
menhéngende Grunflachen erhalten bleiben.

Nebenanlagen im Sinne des 8§ 14 BauNVO sind zulassig. Die zulassigen Maximalabmessungen
betragen in der Grundflache 3x3m sowie eine Hohe 2.30m. Die Beschrankung der Grof3e der Ne-
benanlagen soll sicherstellen, dass die Sichtbeziehungen zwischen den Grundstiicken nicht zu

stark eingeschrankt werden.

Garagen und Stellplatze, Standort von Garagen und Stellplatzen (88 12, 23 BauNVO)

Im Plangebiet sind Garagen, Carports (hier: Uberdachte Stellplatze), Stellplatze nur innerhalb der
gekennzeichneten Flachen, auch innerhalb der Gebaude zulassig. Auf diese Weise wird gesichert,

dass zusammenhangende Griinflachen erhalten bleiben.

Abgrabungen und Aufschittungen (8 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)

Das bestehende Gelande liegt innerhalb der StraRen nicht auf dem Niveau der neuen Erschlie3ung.
Jedes Grundstiicks muss daher an den Hohenverlauf der angrenzenden ErschlieBungsstral3e an-
gepasst und angefiillt oder abgegraben werden. Bei innenliegenden Grundsticken, welche in zwei-
ter Reihe Uber eine Zufahrt an die ErschlieBungsstra3e angebunden sind, missen die Gelandehdo-
hen an die angrenzenden Grundstiicke angepasst werden. Weiterhin kdnnen mittels einer Aufschit-
tung und der Ausbildung eines Gebaudesockels auch in den Bereichen Keller erstellt werden, in
welchen der Mittlere Hochwasserstand MHW sehr hoch liegt.

Weitere Aufschuttungen sind nur bis zur Hohe von max. 70 cm Uber hergestelltem Gelande zulds-
sig. Bei Aufschittungen bis an die Grundstiicksgrenzen sind diese baulich so einzufassen, dass
hier kein Nachteil fur die Angrenzer entsteht. Auf diese Weise ist es zum Beispiel bei Ausbildung

eines Sockels maglich, vor dem Gebaude vorgelagerte Terrassen anzulegen.
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Bezugshdhe ist jeweils die Oberkante der Randeinfassung der zugeordneten StrafRe auf der dem
Gebaude zugewandten StralRenseite. Bei Grundstiicksgrenzen zu Nachbargrundstiicken ist die
Bezugshohe die Oberkante der Randeinfassung der zugeordneten Grundstiicksgrenze auf der dem
Gebaude zugewandten Grundstiicksseite. Ein homogener Gelandeverlauf kann so in verschiede-
nen Bauzustanden im Planungsgebiet hergestellt werden.

Selbstandige Aufschittungen oder Abgrabungen bis zu einer Héhe von 2m, welche gemaf3 § 50
Abs.1, Anhang Nr. 67 LBO verfahrensfrei sind, sind im Geltungsbereich nicht zulassig. Ein homo-
gener Gelandeverlauf kann so in verschiedenen Bauzustédnden im Planungsgebiet hergestellt wer-

den.

Flachen und MaRBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zu Entwicklung von Natur und Land-
schaft (8§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Grundungsbauteile (hier: Bodenplatte, Fundamente) dirfen zum Schutz des Grundwassers mit ihrer
Unterkante nicht unter dem mittleren Grundwasserhdchststand (MHW) zwischen 191,05 m im
Nordwesten und 190,79 m im Sidosten nicht liegen. Ausgenommen sind hier technisch notwendige
Bauteile wie z.B. Pumpensumpfe oder Aufzugsunterfahrten da diese nur punktuell in den Grund-
wasserspiegel eingreifen.

Um Schaden an Bauwerkskonstruktionen zu vermeiden, sind Untergeschosse bis zum Grundwas-
serhdchststand HHW und zusatzlich einem Sicherheitszuschlag von 0.3m (Hinweis: Angabe Min-
desthéhe AbdichtungsmalBnahmen auch in Planzeichnung bei Grundwassergleichen) als wasser-
dichtes Bauwerk auszufuhren. Die Ausfiihrung der Bodenplatten, Kellerwénde und Lichtschachte ist
gegen aufstauendes / driickendes Wasser ist zur Sicherstellung der Wasserdichtigkeit nach DIN
18195-6 auszulegen.

Stellplatzflachen fur PKW sind zur Entlastung der Regenwasserableitung als wasserdurchlassige
Oberflachen (z.B. Gittersteine, wassergebundene Decke, Schotterrasen, Rasenfugen-Pflaster) aus-
zubilden.

Um Bodenbelastung durch Kontamination zu vermeiden sind Dacher mit Blei-, Kupfer oder Zinkein-
deckung nur mit entsprechend beschichteten oder behandelten Oberflachen zulassig.

Um Lichtverunreinigung zu vermeiden und Insekten besser zu schiitzen sind Aulzenbeleuchtungs-
anlagen im offentlichen und privaten Bereich sind insektenvertraglich und streulichtarm (z.B. LED-
Leuchten, Natriumdampf-Niederdruckleuchten) auszubilden. Dies kommt auch dem Zweck der

Energieeinsparung und der Langlebigkeit der Leuchtmittel zugute.

Pflanzgebote und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 a, b BauGB)

Im Stral3enbereich erfolgt in den zeichnerisch festgesetzten Bereichen eine Pflanzung mit Baumen,
die dauerhaft erhalten werden. Absterbende Baume sind zu ersetzen. Festgesetzte Einzelstandorte
kénnen in begrindeten Fallen verschoben werden. Die Baumscheibe ist mit mindestens 6 gm zu

konzipieren. Fur ein geeignetes Baumsubstrat, einen luft- und wasserdurchlassigen Belag im
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Stamm- und Wurzelbereich und einen Schutz gegen Befahren ist Sorge zu tragen. Pro StralRenzug
ist nur eine Art zulassig. Als Pflanzgut sind Baume mit Stammumfang 16-18 cm und Drahtballierung
zu verwenden. Auf dies Art und Weise wird durch die Auswahl und die Standorte der Baume ein
einheitlicher StraBenraum erzeugt.

Auf den privaten Baugrundstiicken ist pro angefangener 300 m2 Grundstiicksflache, mindestens
aber pro Grundstuick, ein einheimischer Laubbaum 1. oder 2. Ordnung oder ein hochstammiger
Obst- oder Nussbaum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Absterben der Baume sind
Nachpflanzungen vorzunehmen. Vorhandene Baume, die erhalten werden kénnen, kdnnen auf
dieses Pflanzgebot angerechnet werden. Nach § 178 BauGB kann die Gemeinde lhringen die
Grundstuickseigentiimer zur Umsetzung des Pflanzgebots verpflichten. Es wird so eine ausreichen-
de Begrinung und klimatische Funktion sichergestellt.

Die zeichnerisch dargestellten Baume sind dauerhatft zu erhalten und nach deren Absterben zu
ersetzen. Wahrend etwaiger Baumafinahmen im Baumumfeld (d.h. innerhalb eines Radius von 10
m um den Stamm) sind sie mit einer funktionsfahigen Absperrung vor Beschadigungen des Stam-
mes und Befahren des Wurzelraums zu schitzen. Sofern sich die Bdume dargestellten Baume auf
Privatgrundsticken befinden, sind sie auf das Pflanzgebot (1.6) anrechenbar. Bestandsbdume kén-
nen so auf vertragliche Weise im Gebiet erhalten werden.

Auf der zeichnerisch als F 02 festgesetzten Flachen sind 2-reihig im Halbverband Hecken mit H6-
hen von ca. 3.00m — 3.50m zu pflanzen, zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Die Pflanzung ist
herzustellen aus standortheimischen Strauchern des Herkunftsgebiets 6 mit Sortierung vStr 100-
150, 4-5 Tr und mit einer Pflanzdichte von 1 Pflanze/gm.

Auf der zeichnerisch als F 03 festgesetzten Flachen sind im Bereich der Flachen mit Intensivobst-
bau 3-reihig im Halbverband Hecken mit Hohen von ca. 4.50m — 5.00m zu pflanzen, zu pflegen und
auf Dauer zu erhalten. Die Pflanzung ist herzustellen aus standortheimischen Strauchern des Her-
kunftsgebiets 6 mit Sortierung vStr 100-150, 4-5 Tr (Straucher) bzw. Hei 150-200 und mit einer
Pflanzdichte von 1 Pflanze/gm.

Auf diese Weise wird an den Flachen ein Schutz vor landwirtschaftlichen Emissionen sichergestellt.
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4 Ortliche Bauvorschriften

4.1

Dacher (8§ 74 LBO Abs. 1, Nr. 1)

Festlegungen zu Dachformen werden nicht gemacht. Bei der Ausfiihrung von Flachdachern sind die
maximalen Wand- und Geb&udehdhen zu beachten. Bei der Ausfiihrung von geneigten Dachern
sind die max. Trauf- und Firsthéhen zu beachten. Diese Regelung ermdglicht unterschiedliche Bau-
formen und somit Ausnutzung der Grundstiicke, gleichzeitig werden die stadtebaulichen Kubaturen
einheitlich gehalten.

Dachaufbauten sind maximal bis zur Halfte der Gesamtlange der darunterliegenden Gebaude zu-
lassig. Gemessen wird vom Schnittpunkt Aussenkante Dach/Aussenkante Wand bis zum Schnitt-
punkt Dach/ Aussenkante Aufbau. Dachgeschosse kénnen so optimal ausgenutzt werden. Von den
Giebelwéanden ist beidseitig ein Abstand von mindestens 1.00 m einzuhalten. Durch die in den Bau-
grenzen festgesetzten maximal zulassigen Geb&audegrof3en treten diese Dachaufbauten jedoch
nicht zu massiv in Erscheinung. Die Dachaufbauten fiigen sich harmonisch in die Dachflachen ein,
die Dachlandschaft unterstreicht den Charakter einer Ortsrandbebauung.

Dachaufbauten kénnen in Verlangerung der Aussenwand Uber die Traufe hinaus ausgebildet wer-
den. Die H6he des dadurch entstehenden Raums darf nicht héher als die des darunterliegenden
Raums sein. Es ist so eine baukonstruktiv einfachere Ausbildung von Dachaufbauten ohne aufwan-
dige Kniestock- oder versetzte Wandkonstruktionen moglich, Dachgeschosse kénnen so optimal fir
Wohnzwecke ausgenutzt werden.

Der Ansatz von Dachaufbauten muss mindestens 0.50m unterhalb des Hauptfirstes liegen. Ge-
messen wird vertikal von der Oberkante First bis zum Schnittpunkt der Hauptdachflache mit dem
Dach des Aufbaus.

Der Dachiiberstand incl. Regenrinne darf bei geneigten Dachern (z.B. Sattel-, Pult-, Zeltdacher)
max. 0.70m betragen. Bezugspunkt ist der Traufpunkt. Es ist waagerecht zu messen. Die zuvor
genannten Regelungen ermdglichen es, dass Dachaufbauten und Dachiiberstdnde das stadtebauli-
che Erscheinungsbild nicht zu sehr beeinflussen.

Die Déacher von Doppelh&ausern missen in Trauf-, Firsthohe, Dachneigung und Dachtberstand
gleich ausgefiihrt werden. Abweichungen um bis zu 50cm bei Trauf-, Firsthhe und Dachuberstand
sind innerhalb der max. zulassigen Mal3e zulassig. Die Firstlinie muss senkrecht zur Geb&udetrenn-
fuge angeordnet werden. Die jeweiligen Bauherren haben so die Mdglichkeit, die Gebaude an die
bereits erstellten Doppelhaushalften anzupassen ohne das stadtebauliche Gesamtbild zu beein-
trachtigen.

Flachdacher und flach geneigte Dachern (bis maximal 20°) miissen mindestens mit einer extensi-
ven Dachbegriinung ausgefuihrt werden. Bei Einsatz von Photovoltaik reicht eine herkémmliche
Dachabdichtung.

Elemente fur Photovoltaik und Solarthermie missen umlaufend mindesten 1m von der Vorderkante

der AuRenwénde eingertickt angeordnet werden. Gemessen wird waagerecht vom Schnittpunkt
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4.2

4.3

Aussenkante Dach/Aussenkante Wand bis zum Schnittpunkt Dach/ Aussenkante Photovoltaik- bzw.
Solarthermieelement. So ist die Integrierung der Elemente in das Erscheinungsbild gesichert.

Bei Flachdachern oder flach geneigten Dachern (bis maximal 20°) dirfen Elemente fir Photovoltaik
und Solarthermie bis zu einer H6he von 1.50m aufgestellt werden. Es ist von der obersten Lage der
Dachhaut aus und parallel zur Dachhaut zu messen.

Bei sonstigen Dachformen sind Elemente fiir Photovoltaik und Solarthermie in die Dachflachen zu
integrieren. Ein Aufbau von maximal 25cm uber der Dachflache ist moglich. Es ist von der obersten
Lage der Dachhaut aus und parallel zur Dachhaut zu messen.

Die beschriebenen Regelungen erlauben es, dass ein hohes Mal3 an Ausnutzung regenerativer
Energien bei Wahrung des stadtebaulichen Ortsrandcharakters maoglich ist.
Well-Faserzementplatten, Trapezbleche, Kunststoffdachdichtungsbahnen und Bitumendachbahnen
sind als oberste, sichtbare Lage auf geneigten Dachflachen (Satteldéacher) nicht zuldssig um den
Gebietscharakter als Wohnbebauung zu wahren.

Stark reflektierende Materialien, die zu Blendeffekten fiihren kdnnen (z.B. polierte Metalloberfla-
chen, glasierte Dachziegel) sind fir die Dacheindeckung unzulassig. Ausgenommen hiervon sind
Anlagen zu regenerativen Energiegewinnung bzw. Warmwassererzeugung. Hierdurch werden
nachbarschaftliche Belange als auch das Erscheinungsbild des Ortsrands, welcher auch von den
Héangen des Kaiserstuhls aus sichtbar ist, nicht gestort.

Mit den bisher beschriebenen Regelungen zu den Dachformen, zur Integration erneuerbarer Ener-
gien und zu Materialien soll an den bestehenden Ortsrand mit seiner Uberwiegenden Wohnnutzung

angeschlossen werden.

Baufomen (§ 74 LBO Abs. 1, Nr. 1)

Doppelhéduser missen in Geb&aude-Kubatur, Trauf-, Firsth6he, Dachneigung und Dachtberstand
gleich ausgefiihrt werden. Abweichungen um bis zu 50cm innerhalb der max. zulassigen Maf3e sind
zulassig. Die jeweiligen Bauherren haben so die Méglichkeit, die Gebaude nach eigenen Erforder-
nissen und Mdéglichkeiten an die bereits erstellten Doppelhaushélften anzupassen ohne das stadte-
bauliche Gesamtbild zu beeintrachtigen.

Umwehrungen von Dachterrassen auf den Nebenbaukdrpern bei Ausbildung eines Flachdachs
sowie Umwehrungen von Attikageschossen missen transparent sein (Stahlgeléander, Klarglasful-
lungen), massive Bauteile oder lichtundurchléassige Verkleidungen (Platten, Schalungen 0.4.) sind
als Umwehrungen nicht zulassig. Hiermit wird auch bei Ausbildung von Attikageschossen oder von

Nebenbaukérpern ein gleichmaRigeres Erscheinungsbild bei den Gebaudehéhen erreicht.

Gemeinschaftsanlagen, Stellplatze (8 74 LBO Abs. 1, Nr. 1)

Befestigte Flachen (Wege, Stellplatze, Hofflachen, Zufahrten) miissen mit einer wasserdurchlassi-
gen Oberflachenbefestigung ausgefuhrt werden. Mit dem geringeren Versiegelungsgrad auf den

Grundstiicken kann Oberflachenwasser dezentral in den Boden eingeleitet werden, zusatzliche
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4.4

4.5

4.6

4.7

Belastungen fiir die Kanalisation werden verringert.

Nebenflachen wie Mulltonnenplatze, Abfallplatze sind dauerhaft gegentiber dem StralRenraum und
anderen offentlichen Raumen abzuschirmen und gegen direkte Sonneneinstrahlung zu schitzen.
Die Anlagen zur Abschirmung sind - sofern es sich bei diesen nicht bereits um Gehélze (Hecken)
handelt - zu begriinen (Kletterpflanzen oder Spalierbaume). Auf diese Weise kénnen Geruchsbelas-
tigungen durch Lagerung von Mll minimiert werden. Die Begriinung unterstitzt das Mikroklima und
bietet Lebensrdume fir Kleinlebewese und Végel.

Im Baugebiet sind alle unbebauten und nicht oberflachenbefestigten Flachen auf privatem Gelénde,
die nicht als Zugang, Arbeits- oder Lagerflache oder als Terrasse benutzt werden, zu begriinen
bzw. géartnerisch anzulegen. Die Begriinung ist dauerhaft zu erhalten. Die Begriinung untersttitzt

das Mikroklima und bietet Lebensraume firr verschiedene Tierarten.

Einfriedungen (8 74 LBO Abs. 1, Nr. 3)

Der Ortsrand der Gde. lhringen ist gekennzeichnet durch kleinteilige Kulturen aus Streuobstwiesen
und Feldparzellen. Stacheldrahteinfassungen sind als Bestandteil groRerer Weideeinfassung nur in

geringem Umfang anzutreffen. Stacheldraht ist als Einfriedung daher nicht zuléssig.

Antennen (8 74 LBO Abs. 1, Nr. 4)

An jedem Gebé&ude sind nur eine sichtbare Antenne und ein Parabolspiegel zugelassen. Dies kann
auch eine Gemeinschaftsantenne sein. Satellitenantennen sollen die gleiche Farbe wie die dahin-
terliegenden Flachen aufweisen. Diese Regelungen tragen zur Wahrung des Ortsrandcharakters
bei.

Abstandsflachen (8 74 LBO Abs. 1, Nr. 7)

Abweichend von 8§ 5 Abs. 7 LBO kann der seitliche Grenzabstand bei Errichtung von Dachaufbau-
ten, welche langer als 5.00 m sind, auf bis zu 3.00m reduziert werden kann. Es ist zugelassen, dass
Dachaufbauten bis zur Halfte des dazugehdrigen Dachs auszufiihren. Bei Langen tber 5.00m mis-
sen die Dachgauben gemaR LBO auf die Abstandsflachen angerechnet werden, dies soll Gber die-
sen Passus ausgeschlossen werden. Die Regelungen zu den Vollgeschossen sind weiterhin zu
beachten. Diese Regelung ermoglicht eine bessere, raumliche Ausnutzung und ErschlieBung von

Dachgeschossflachen. Der Eindruck eines allgemeinen Wohngebiets bleibt somit gewahrt.

Niederschlagswasserversickerung (8 74 LBO Abs. 3, Nr. 2)

Auf der Grundlage der Baugrundvorerkundung des IB Taberg vom 28.06.2013 wird festgestellt,
dass der Grundwasserhorizont in Bereich der Niederterrassenschotter bereits sehr hoch ansteht.

Gleichzeitig werden groRe Teile der Deckschichten als wasserundurchlassig eingestuft. Die Versi-
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ckerungs- und Aufnahmefahigkeit des Bodens ist daher nur sehr beschrankt méglich. Es wird daher
eine Retention des anfallenden Niederschlagswassers mittels Zisternen und gedrosselten Uberlau-
fen vorgegeben. Auf diese Weise kann eine Uberlastung des bereits bestehenden Kanalsystems

ausgeschlossen werden.

Altlasten

Der Panzergraben wurde im bei der Erarbeitung des allgemeinen Bodengutachtens durch das In-
genieurburo Taberg nicht nochmals sondiert. Bei einer friiheren Untersuchung (22.03.2011) wurden
mehrere Sondierbohrungen abgeteuft. Es wurden im Bereich der vermuteten Altlasten im soge-
nannten ,Panzergraben” keine Anhaltspunkte zu altlastenrelevanten Bodenverunreinigungen ge-

funden.

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets wird Giber die Anschliisse im Bereich der Post- und der

BreulstraRe hergestellt.

Immissionsschutz

Bei den westlich angrenzenden Flachen wird im Wesentlichen Garten- und Obstanbau in nichtin-
tensiver Bewirtschaftung ohne Einsatz von Spritzmitteln durchgefiihrt. Entsprechenden Schutzmal3-
nahmen sind daher nur in Form von Heckenanpflanzung bei direkter Angrenzung an landwirtschaft-
lich genutzte Flache notwendig.

Durch die landwirtschaftliche Nutzung auf den westlich und siidlich an das Planungsgebiet angren-
zenden Flachen kann es zu Staub-, Larm- oder Geruchsemissionen kommen. Diese sind als orts-

ublich hinzunehmen.

Emissionen

Durch die Erstellung des neuen Baugebiets ist fiir die angrenzenden Bereiche mit einem erhéhten

Verkehrsaufkommen zu rechnen. Dies betrifft besonders die Post- und die Breulstral3e.

VerkehrserschlielRung

Die verkehrliche ErschlieBung erfolgt tiber die jeweilige Verlangerung der Post- und der Breulstra-
Re.

Umweltbelange

Belange des Umweltschutzes sind in die Abwagung einzubeziehen. Seit der Einfihrung des EAG-
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Bau ist fur diese Belange eine Umweltprifung nach § 2 (4) BauGB durchzufuhren. In der Umwelt-
prufung werden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Um-
weltbericht beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht ist entsprechend § 2 a BauGB als geson-
derter Teil der Begriindung dem Bebauungsplan beigefiigt,

Nach § w (4) BauGB legt die Gemeinde dazu fir jeden Bebauungsplan fest, in welchem Umfang
und welchem Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange fur die Abwéagung erforderlich ist. Die-
ses sogenannte Scoping wurde parallel zur Friihzeitigen Birgerbeteiligung durchgefihrt.

Die Umweltpriifung bezieht sich auf das, was nach gegenwértigem Wissensstand und allgemein
anerkannten Prifmethoden, sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bebauungsplans in an-
gemessener Weise verlangt werden kann. Die sich aus der Griinordnungsplanung und der Abwa-
gung umweltschiitzender Belange ergebenden planungsrechtlichen Festsetzungen und ortlichen

Bauvorschriften werden in den Bebauungsplan integriert.

Bodenordnung

Die Flurstiicke im Plangebiet sind kleinparzelliert. Im Rahmen der Umsetzung der Planung ist vo-

raussichtlich eine Bodenordnung nach den 845 ff. Baugesetzbuch erforderlich.

Flachendaten

Flachendaten

« Geltungsbereich: 3.788 ha 100 % Bezogen auf
WA-Gebiet

« Familienheimbau (WA-Gebiet): 2.22 ha 58.60 %

* Gemeinbedarfsflache 0.36 ha 9.50 %

« ErschlieRung: 0.68 ha 17.95 % 100%

* Flachen fir Kompensationsmaf3nahmen: 0.43 ha 11.35% 18.07 %

« Offentliche Griinflache: 0.14 ha 2.63 % 18.07 %

Kosten

Der Gemeinde lhringen entstehen Kosten fiir die Erstellung der Erschlielung und Gebietsversor-

gung sowie Planungskosten.
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	Planungsrechtliche Situation
	3

	Inhalte des Bebauungsplans
	Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)
	Ausschluss oder Einschränkung allgemein zulässiger Nutzungen (§ 1 (5) BauNVO)
	Ausschluss ausnahmsweise zulässiger Nutzungen (§ 1 (6) BauNVO)
	Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
	Es wird für die WA-Nutzungsbereiche gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO eine offene Bauweise festgelegt. Die Dichten aus dem Bestand werden hier fortgeführt.
	Für die Gemeinbedarfsfläche wird allgemein gemäß § 22 Abs. 1 BauNVO die offene Bauweise festgelegt. Auf diese Weise können maßstabsgerechte Übergänge zur Umgebungsbebauung geschaffen werden.
	Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)
	Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind zulässig. Die zulässigen Maximalabmessungen betragen in der Grundfläche 3x3m sowie eine Höhe 2.30m. Die Beschränkung der Größe der Nebenanlagen soll sicherstellen, dass die Sichtbeziehungen zwischen den Grundstücken nicht zu stark eingeschränkt werden.
	Abgrabungen und Aufschüttungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
	Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zu Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
	Pflanzgebote und Pflanzbindung (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 a, b BauGB)
	Im Straßenbereich erfolgt in den zeichnerisch festgesetzten Bereichen eine Pflanzung mit Bäumen, die dauerhaft erhalten werden. Absterbende Bäume sind zu ersetzen. Festgesetzte Einzelstandorte können in begründeten Fällen verschoben werden. Die Baumscheibe ist mit mindestens 6 qm zu konzipieren. Für ein geeignetes Baumsubstrat, einen luft- und wasserdurchlässigen Belag im Stamm- und Wurzelbereich und einen Schutz gegen Befahren ist Sorge zu tragen. Pro Straßenzug ist nur eine Art zulässig. Als Pflanzgut sind Bäume mit Stammumfang 16-18 cm und Drahtballierung zu verwenden. Auf dies Art und Weise wird durch die Auswahl und die Standorte der Bäume ein einheitlicher Straßenraum erzeugt.
	Auf den privaten Baugrundstücken ist pro angefangener 300 m² Grundstücksfläche, mindestens aber pro Grundstück, ein einheimischer Laubbaum 1. oder 2. Ordnung oder ein hochstämmiger Obst- oder Nussbaum anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Absterben der Bäume sind Nachpflanzungen vorzunehmen. Vorhandene Bäume, die erhalten werden können, können auf dieses Pflanzgebot angerechnet werden. Nach § 178 BauGB kann die Gemeinde Ihringen die Grundstückseigentümer zur Umsetzung des Pflanzgebots verpflichten. Es wird so eine ausreichende Begrünung und klimatische Funktion sichergestellt.
	Die zeichnerisch dargestellten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und nach deren Absterben zu ersetzen. Während etwaiger Baumaßnahmen im Baumumfeld (d.h. innerhalb eines Radius von 10 m um den Stamm) sind sie mit einer funktionsfähigen Absperrung vor Beschädigungen des Stammes und Befahren des Wurzelraums zu schützen. Sofern sich die Bäume dargestellten Bäume auf Privatgrundstücken befinden, sind sie auf das Pflanzgebot (1.6) anrechenbar. Bestandsbäume können so auf verträgliche Weise im Gebiet erhalten werden.
	Auf der zeichnerisch als F 02 festgesetzten Flächen sind 2-reihig im Halbverband Hecken mit Höhen von ca. 3.00m – 3.50m zu pflanzen, zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Die Pflanzung ist herzustellen aus standortheimischen Sträuchern des Herkunftsgebiets 6 mit Sortierung vStr 100-150, 4-5 Tr und mit einer Pflanzdichte von 1 Pflanze/qm. 
	Auf der zeichnerisch als F 03 festgesetzten Flächen sind im Bereich der Flächen mit Intensivobstbau 3-reihig im Halbverband Hecken mit Höhen von ca. 4.50m – 5.00m zu pflanzen, zu pflegen und auf Dauer zu erhalten. Die Pflanzung ist herzustellen aus standortheimischen Sträuchern des Herkunftsgebiets 6 mit Sortierung vStr 100-150, 4-5 Tr (Sträucher) bzw. Hei 150-200 und mit einer Pflanzdichte von 1 Pflanze/qm.  
	Auf diese Weise wird an den Flächen ein Schutz vor landwirtschaftlichen Emissionen sichergestellt.
	4

	Örtliche Bauvorschriften
	Stark reflektierende Materialien, die zu Blendeffekten führen können (z.B. polierte Metalloberflächen, glasierte Dachziegel) sind für die Dacheindeckung unzulässig. Ausgenommen hiervon sind Anlagen zu regenerativen Energiegewinnung bzw. Warmwassererzeugung. Hierdurch werden nachbarschaftliche Belange als auch das Erscheinungsbild des Ortsrands, welcher auch von den Hängen des Kaiserstuhls aus sichtbar ist, nicht gestört. 
	Baufomen (§ 74 LBO Abs. 1, Nr. 1)
	Umwehrungen von Dachterrassen auf den Nebenbaukörpern bei Ausbildung eines Flachdachs sowie Umwehrungen von Attikageschossen müssen transparent sein (Stahlgeländer, Klarglasfüllungen), massive Bauteile oder lichtundurchlässige Verkleidungen (Platten, Schalungen o.ä.) sind als Umwehrungen nicht zulässig. Hiermit wird auch bei Ausbildung von Attikageschossen oder von Nebenbaukörpern ein gleichmäßigeres Erscheinungsbild bei den Gebäudehöhen erreicht.
	Gemeinschaftsanlagen, Stellplätze (§ 74 LBO Abs. 1, Nr. 1)
	Im Baugebiet sind alle unbebauten und nicht oberflächenbefestigten Flächen auf privatem Gelände, die nicht als Zugang, Arbeits- oder Lagerfläche oder als Terrasse benutzt werden, zu begrünen bzw. gärtnerisch anzulegen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten. Die Begrünung unterstützt das Mikroklima und bietet Lebensräume für verschiedene Tierarten.
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	An jedem Gebäude sind nur eine sichtbare Antenne und ein Parabolspiegel zugelassen. Dies kann auch eine Gemeinschaftsantenne sein. Satellitenantennen sollen die gleiche Farbe wie die dahinterliegenden Flächen aufweisen. Diese Regelungen tragen zur Wahrung des Ortsrandcharakters bei.
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